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OSTERREICHISCHER RECHTSANWALTSKAMMERTAG 

An das 

Bundeskanzleramt 

Ballhausplatz 2 

1014 Wi e n 

Zl. 129/93 

fiJetrifft G�TZENTWUBF 
ZI . ............................................ GE!19 .. C.. 
Datum: 2 4. MAI 1993 

. �B. Mai '993 jL 
Verteilt ................. '" .......................................... . 

DVR: 0487864 

PW/NC 

ma�� 
Betrifft: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Beamten-

Dienstrechtsgesetz (BOG-Novelle 1993), das Gehaltsge­

setz 1956, das Vertragsbedienstetengesetz 1948, die 

Reisegebührenvorschrift 1955, das Ausschreibungsge­

setz 1989 und das Bundeslehrer-Lehrverpflichtungsge-

setz geändert werden 

GZ. 921.020/1-II/A/1/93 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der Österreichische Rechtsanwal tskammertag dankt für die Über­

mittlung des Gesetzesentwurfes (BDG-Novelle 1993), mit dem die 

rubrizierten Gesetze geändert werden sollen und nimmt dazu wie 

folgt Stellung: 

Der vorliegende Gesetzesentwurf strebt folgende Änderungen an: 

1) Die bisher mit einem Ressortwechsel eines Beamten verbunde­

nen Schwierigkeiten sollen beseitigt und dem abgebenden Res­

sort die zeitliche Möglichkeit geboten werden, für den über­

tretenden Beamten Ersatz zu finden. Das abgebende Ressort 

soll demgemäß zur Freigabe des Beamten an das übernahms­

bereite Ressort binnen 6 Monaten nach Einlangen dessen Auf­

forderung verpflichtet sein (Freigabepflicht). 
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2) Die letzten zeitverpflichteten Soldaten haben im Jahr 1992 

ihr Dienstverhältnis beendet. Diese Dienstverhältnisse wer­

den nicht mehr fortgeführt, daher sind auch die entsprechen­

den Normen obsolet geworden. 

3) Gewerberechtliche Ausbildungen wurden bisher bei Aufnahme in 

den Bundesdienst nur geringfügig berücksichtigt. Nunmehr 

soll eine stärkere Berücksichtigung dieser Ausbildungsgänge 

erfolgen, mit dem Zweck entsprechend qualifizierte Bewerber 

für den Eintritt in den Bundesdienst zu gewinnen. 

4) Die Reifeprüfung als Ernennungserfordernis für die Verwen­

dungsgruppe B wird durch abgeschlossenes Hochschulstudium 

ersetzt. 

5) Es erfolgt eine Neuregelung von Vorrückungsstichtagen. 

6) Vereinfachung der Berechnung der Frühstückskosten bei der 

Bemessung des Nächtigungszuschusses. 

7) Lehrverpflichtungsrechtliche Berücksichtigung bestimmter 

Agenden des Bundesseminares für das land- und forstwirt­

schaftliche Bildungswesen. 

Die vorgeschlagenen Maßnahmen scheinen durchaus geeignet, die 

angestrebten Ziele dadurch zu erreichen, wobei es sich im we­

sentlichen um Interna handelt, die lediglich für die Beamten 

von Relevanz sind. Der Österreichische Rechtsanwal tskammertag 

begrüßt die aus der vorliegenden Novelle sich ergebende Tendenz 

des Gesetzgebers, die Verwaltung möglichst zu vereinfachen und 

damit Kosten zu sparen. 
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Er stimmt demgemäß dem vorliegenden Gesetzesentwurf zu. 

Wien, am 13. Mai 1993 

DER ÖSTERREICHISCHE RECHTSANWALTSKAMMERTAG 

i)r C::-F�:;: ,"'�"'\i"""L. b... � .. �_"'V[\�.�!...;'.:.Ji";lKvJr 
für die R:c:1:::Jy-;eit cer Ausfertlgun 9 

der Generi.i.isekretär 
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